
B 1612 

Bayerisc1tes 299 

Gesetz.. und Verorduungsblatt 
Nr.16 München, den 26. Juli 1999 

Datum - Inh a lt Seite 

22 .7.1999 Fünfzehntes Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher Vorschriften .. ... .. . ... .......... .. ........ . 300 
2030- 1- 1- F, 2022- 1- 1, 2030- 1- 2-WFK, 2031- 1- 1- F 

22.7.1999 Gesetz zur Änderung des Bayerischen Richtergesetzes 304 
301- 1- J 



300 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 16/1999 

Fünfzehntes Gesetz 
zur Änderung beamtenrechtlicher Vorschriften 

Vom 22. Juli 1999 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekannt gemacht wird: 

§ 1 

Das Bayerische Beamtengesetz (BayBG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. August 1998 
(GVBl S. 702, BayRS 2030-1-1-F) , geändert durch Art. 2 
des Gesetzes vom 29 . Dezember 1998 (GVB1 S. 1013), 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Bei Art. 12 in Abschnitt II Nr. 3 Buchst. c und 
bei Art. 32 werden jeweils die Worte "Bewer­
berinnen und" gestrichen. 

b) Es wird folgender Art. 56a eingefügt: 
"Art. 56a Begrenzte Dienstfähigkeit" 

c) Es wird folgender neuer Art. 80d eingefügt: 
"Art. 80d Altersteilzeit" 

d) Der bisherige Art. 80d wird Art. 80e. 

e) Die Worte "Art. 107 Mindestalter, erneute Be­
rufung" werden ersetzt durch die Worte 
"Art. 107 (aufgehoben)" . 

f) Die Worte "Art. 145 Status beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes" werden ersetzt durch die 
W.orte "Art. 145 Nebentätigkeitsrechtliche 
Ubergangsregelung" . 

g) Die Worte "Art. 146 Sondervorschriften für 
Beamtenanwärter" werden ersetzt durch die 
Worte "Art. 146 (aufgehoben)". 

h) pie Worte "Art. 148 Versorgungsrechtliche 
Ubergangsregelung" werden ersetzt durch die 
Worte "Art. 148 (aufgehoben)" . 

i) Die Worte "Art. 149 Kriegsunfallversorgung" 
werden ersetzt durch die Worte 
"Art. 149 (aufgehoben)". 

j) Die Worte "Art. 151 Begriff des Reichsgebiets" 
werden ersetzt durch die Worte 
"Art. 151 (aufgehoben)" . 

k) Die Worte "Art. 153 Beförderung ohne Anstel­
lungsprüfung" werden ersetzt durch die Worte 
"Art. 153 (aufgehoben)" . 

1) Die Worte "Art. 154 Hinausschiebung des Ein­
tritts in den Ruhestand bei Wiedergutma­
chung" werden ersetzt durch die Worte 
"Art. 154 (aufgehoben)" . 

m) Die Worte "Art. 156 Aufhebung und Weitergel­
tung von Vorschriften" werden ersetzt durch 
die Worte "Art. 156 (aufgehoben)". 

2. In Art. 9 Abs. 3 werden die Worte "im Einverneh­
men mit dem Staatsministerium der Finanzen" 
gestrichen. 

3. In Art. 12 werden die Worte "Bewerberinnen und" 
gestrichen. 

4. In Art. 19 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte "Art. 20 
bis 32" ersetzt durch die Worte "Art. 20 bis 32b". 

5. In Art. 22a Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Klam­
merzusatz ,,(AbI. EG 1989 Nr. L 19 S . 16) ," die 
Worte "oder auf Grund der Richtlinie 92/51/EWG 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
18 . Juni 1992 über eine zweite allgemeine Regelung 
zur Anerkennung beruflicher Befähigungsnach­
weise in Ergänzung zur Richtlinie 89/48/EWG 
(ABl. EG Nr. L 209 S. 25)" eingefügt. 

6. In Art. 23 Nr. 1, Art. 24 Abs. 1 Nr.1 und Abs. 3 Satz 1 
und Art. 25 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 5 Satz 2 werden 
jeweils die Worte "vom Staatsministerium für 
Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst" er­
setzt durch die Worte "vom Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus" . 

7. In Abschnitt II Nr. 3 Buchst. c und in der Über­
schrift von Art. 32 werden jeweils die Worte "Be­
werberinnen und" gestrichen. 

8. Art. 32a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Satz 3 eingefügt: 

,,3Der Beamte kann vor der erstmaligen Über­
tragung im Beamtenverhältnis auf Zeit auf die 
Anrechnung verzichten. " 

b) Die bisherigen Sätze 3,4 und 5 werden Sätze4, 
5 und 6. 

9. Art. 36 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

,,(2) Wird eine Behörde oder eine Organi­
sationseinheit einer Behörde einer anderen 
Behörde angeschlossen oder gehen deren Auf­
gaben auf eine andere Behörde über, so werden 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Orga­
nisationsänderung die davon betroffenen 
Beamten, sofern sie nicht nach Art. 34 Abs. 2 
Satz 2 versetzt oder nach Absatz 1 in den einst­
weiligen Ruhestand versetzt werden, bei der 
aufnehmenden Behörde in ihrem bisherigen 
Amt übernommen; laufbahnrechtliche Be­
stimmungen bleiben unberührt. " 

10. In Art. 55 Abs. 4 werden die Worte "mit Erreichen 
der gesetzlichen Altersgrenze" ersetzt durch die 
Worte "mit dem Ende des Monats, in dem sie die 
Altersgrenze erreichen," 

11. Es wird folgender Art. 56a eingefügt: 
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"Art. 56a 
Begrenzte Dienstfähigkeit 

(1) Von der Versetzung des Beamten in den 
Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit soll abgese­
hen werden, wenn der Beamte das 50. Lebensjahr 
vollendet hat und er unter Beibehaltung seines 
Amts seine Dienstpflichten noch während minde­
stens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit er­
füllen kann (begrenzte Dienstfähigkeit). 

(2) lDie Arbeitszeit des Beamten ist entspre­
chend der begrenzten Dienstfähigkeit herabzu­
setzen. 2Er kann mit seiner Zustimmung auch in 
einer nicht seinem Amt entsprechenden Tätigkeit 
eingeschränkt verwendet weden. 3 Ändert sich der 
Umfang der begrenzten Dienstfähigkeit, ist die 
Arbeitszeit des Beamten entsprechend zu verän­
dern; Art. 59 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(3) Von einer eingeschränkten Verwendung des 
Beamten nach Absatz 2 soll abgesehen werden, 
wenn ihm nach Art. 56 Abs. 4 ein anderes Amt oder 
eine geringerwertige Tätigkeit übertragen werden 
kann. 

(4) lArt. 56 Abs. 1 Sätze 3 und 4, Art. 58, 60a 
und 61 Abs. 1 Satz 1 gelten entsprechend. 2Art. 73 
Abs. 3 Satz 3 gilt mit der Maßgabe, dass von der 
regelmäßigen Arbeitszeit des Beamten unter Be­
rücksichtigung der verminderten Arbeitszeit nach 
Absatz 2 auszugehen ist. 

, 
(5) Von der Möglichkeit nach Absatz 1 darf nur 

bis zum 31. Dezember 2004 Gebrauch gemacht 
werden." 

12. Art. 59 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 4 angefügt: 

,,4 Der Ruhestand endet mi t der erneuten Beru­
fung in das Beamtenverhältnis. " 

b) Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) lSoweit eine erneute Berufung in das 
Beamtenverhältnis nach Absatz 1 nicht in 
Betracht kommt, kann ein wegen Dienstun­
fähigkeit in den Ruhestand versetzter Beam­
ter, der das 50 . Lebensjahr vollendet hat, auch 
dann erneut in das Beamtenverhältnis berufen 
werden, wenn zu erwarten ist, dass er noch 
während mindestens der Hälfte der regelmä­
ßigen Arbeitszeit die Dienstpflichten seines 
früheren Amts erfüllen kann. 2Art. 56a Abs. 2, 
4 und 5 gelten entsprechend. " 

13. In Art. 61 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte "Art. 51, 
54 und 55" ersetzt durch die Worte "Art. 51, 54, 55 
und 56 Abs. 5" . 

14. Art. 73 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Es werden folgende neue Sätze 4 bis 6 einge­
fügt : 

,,4Das Vorliegen eines Versagungsgrundes nach 
Satz 3 ist besonders zu prüfen, wenn abzu­
sehen ist, dass die Entgelte und geldwerten 
Vorteile aus genehmigungspflichtigen Neben­
tätigkeiten im Kalenderjahr 30 v. H . der jähr­
lichen Dienstbezüge des Beamten bei Vollzeit­
beschäftigung überschreiten werden; das Er-

gebnis der Prüfung ist aktenkundig zu ma­
chen. 5Die Genehmigung ist auf längstens fünf 
Jahre zu befristen; sie kann mit Auflagen und 
Bedingungen versehen werden. 6Der Beamte 
kann verpflichtet werden, nach Ablauf eines 
jeden Kalenderjahres seinem Dienstvorge­
setzten eine Aufstellung über alle im Kalen­
derjahr ausgeübten genehmigungspflichtigen 
Nebentätigkeiten und die dafür erhaltenen 
Entgelte und geldwerten Vorteile vorzulegen. " 

b) Der bisherige Satz 4 wird Satz 7. 

15. Art. 74 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) lLiegen Anhaltspunkte für eine Verlet­
zung von Dienstpflichten vor, können Dienstvor­
gesetzte verlangen, dass Beamte über Art und 
Umfang nicht genehmigungspflichtiger Neben­
tätigkeiten und die hieraus erzielten Vergütungen 
schriftlich Auskunft erteilen und die erforder­
lichen Nachweise führen . 2Eine nicht genehmi­
gungspflichtige Nebentätigkeit ist von den Dienst­
vorgesetzten ganz oder teilweise zu untersagen, 
wenn bei ihrer Ausübung dienstliche Pflichten 
verletzt werden. " 

16. Art. 77 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 

,,5. das Nähere hinsichtlich der Auskunftspflicht 
nach Art. 73 Abs. 3 Satz 6 und Abs. 5 Satz 3, 
Art. 74 Abs. 2 und 3, der Schätzung nach Art. 73 
Abs. 5 Satz 4, Art. 74 Abs. 3 sowie der Une nt­
geltlichkeit nach Art. 74 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 
Satz 2." 

17. In Art. 78 Abs. 3 Satz 2 wird das Wort "nachgeord­
nete" durch das Wort "andere" ersetzt. 

18. Art. 79 erhält folgende Fassung: 

"Art. 79 
Annahmeverbot 

lBeamte dürfen, auch nach Beendigung des 
Beamtenverhältnisses, keine Belohnungen oder 
Geschenke in Bezug auf ihr Amt annehmen. 2Aus­
nahmen bedürfen der Zustimmung der obersten 
oder der letzten obersten Dienstbehörde. 3Die Be­
fugnis zur Zustimmung kann auf andere Behörden 
übertragen werden. " 

19. Art. 80 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 3 werden die Worte ,, 40 Stunden 
im Monat" durch die Worte ,,480 Stunden 
im Jahr" ersetzt. 

bb) Satz 4 wird aufgehoben. 

b) Es werden folgende Absätze 3 und 4 angefügt: 

,,(3) lZur Bewältigung eines länger an­
dauernden, aber vorübergehenden Personal­
bedarfs kann eine ungleichmäßige Verteilung 
der regelmäßigen Arbeitszeit festgelegt wer­
den. 2Hierbei soll die Arbei tszei t zehn Stunden 
am Tag und im Jahresdurchschnitt 50 Stunden 
in der Woche nicht überschreiten. 3Die un­
gleichmäßige Verteilung der regelmäßigen 
Arbeitszeit soll einen Zeitraum von zehn Jah­
ren nicht übersteigen. 4Die Arbeitszeiterhö-
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hung ist durch eine Minderung der Arbeitszeit 
vollständig auszugleichen; die Minderung der 
Arbei tszeit muss sich nicht unmi ttelbar an den 
Zeitraum der Arbeitszeiterhöhung anschlie­
ßen. 5Der Ausgleich kann auch durch eine 
volle Freistellung vom Dienst vorgenommen 
werden. 6Für teilzeitbeschäftigte Beamte gilt 
Art. 80a Abs. 5 entsprechend. 

(4) lVollzeitbeschäftigten Beamten kann 
auf Antrag eine längerfristige ungleichmäßige 
Verteilung der regelmäßigen Arbeitszeit be­
willigt werden, wenn zwingende dienstliche 
Belange nicht entgegenstehen. 2Absatz 3 Sätze 
2 bis 5 gelten entsprechend. " 

20. Dem Art. 80a werden folgende Absätze 4 bis 6 an­
gefügt: 

,,(4) lWenn zwingende dienstliche Belange 
nicht entgegenstehen, kann die Bewilligung der 
Teilzeitbeschäftigung nach Absatz 1 in der Weise 
zugelassen werden, dass zunächst während eines 
Teils des Bewilligungszeitraums die Arbeitszeit 
bis zur regelmäßigen Arbeitszeit erhöht und diese 
Arbeitszeiterhöhung während des unmittelbar 
daran anschließenden Teils des Bewilligungszeit­
raums durch eine entsprechende Ermäßigung der 
Arbeitszeit oder durch eine ununterbrochene volle 
Freistellung vom Dienst ausgeglichen wird. 2Der 
gesamte Bewilligungszeitraum darf höchstens sie­
ben Jahre betragen. 

(5) lTreten während des Bewilligungszeit­
raums einer Teilzeitbeschäftigung nach Absatz 4 
Umstände ein, welche die vorgesehene Abwick­
lung der vollen oder teilweisen Freistellung un­
möglich machen, ist ein Widerruf abweichend von 
Art. 49 BayVwVfG auch mit Wirkung für die Ver­
gangenheit in folgenden Fällen zulässig: 

1. bei Beendigung des Beamtenverhältnisses, 

2. beim Diensthermwechsel, 

3. bei Gewährung von Urlaub nach Art . 80c 
Abs. 1 Nr. 2 oder 

4. in besonderen Härtefällen, wenn dem Beam­
ten die Fortsetzung der Teilzeitbeschäftigung 
nicht mehr zuzumuten ist . 

2Der Widerruf darf nur mit Wirkung für den ge­
samten Bewilligungszeitra um und nur in dem U m­
fang erfolgen, der der tatsächlichen Arbeitszeit 
entspricht. 

(6) lWird langfristig Urlaub nach einer ande­
ren als der in Absatz 5 Satz 1 Nr. 3 genannten Vor­
schrift bewilligt, so verlängert sich der Bewilli­
~ungszeitraum um die Dauer der Beurlaubung. 
Auf Antrag des Beamten oder aus dienstlichen 

Gründen kann die Bewilligung widerrufen wer­
den." 

21. Dem Art. 80c wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) lBis zum 31. Dezember 2004 kann Beam­
ten Urlaub nach Absatz 1 Nr. 2 bereits nach Voll­
endung des 50 . Lebensjahres bewilligt werden. 
2Absatz 3 Satz 1 ist mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass die Dauer des Urlaubs fünfzehn Jahre nicht 
übersteigen darf. " 

22. Es wird folgender neuer Art. 80d eingefügt: 

"Art.80d 
Altersteilzeit 

(I) lBeamten mit Dienstbezügen, die das in 
Absatz 3 festgelegte Lebensalter vollendet haben, 
kann auf Antrag, der sich auf die Zeit bis zum Be­
ginn des Ruhestands erstrecken muss, eine Teil­
zeitbeschäftigung mit der Hälfte der in den letzten 
fünf Jahren vor Beginn der Altersteilzeit durch­
schnittlich geleisteten Arbeitszeit bewilligt wer­
den, wenn dringende dienstliche Belange nicht 
entgegenstehen. 2Altersteilzeit nach Satz 1 muss 
vor dem 1. August 2004 angetreten werden und 
einen Mindestbewilligungszeitraum von einem 
Jahr umfassen. 

(2) lEntsprechend den dienstlichen Erforder­
nissen kann die während der Gesamtdauer der 
Altersteilzeit zu leistende Arbeit so eingebracht 
werden, dass sie 

1. während des gesamten Bewilligungszei traums 
durchgehend im nach Absatz 1 Satz 1 festge­
setzten Umfang geleistet wird (Teilzeitmodell) 
oder 

2. zunächst im Umfang der in den letzten fünf 
Jahren vor Beginn der Altersteilzeit durch­
schnittlich festgesetzten Arbeitszeit oder im 
Umfang der vor Beginn der Altersteilzeit zu­
letzt festgesetzten Arbeitszeit geleistet wird 
und der Beamte anschließend vollständig vom 
Dienst freigestellt wird (Blockmodell). 

2Art. 80a Abs. 2 und 5 gelten entsprechend. 3Die 
Bewilligung von Altersteilzeit ist auch dann ent­
sprechend Art. 80a Abs. 5 zu widerrufen, wenn die 
vorgesehene Abwicklung des Altersteilzeitver­
hältnisses durch die Gewährung von Urlaub nach 
Art. 80b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 unmöglich wird. 4Bei 
Bewilligung von Altersteilzeit im Blockmodell 
muss der Beamte bereits bei Antritt der Altersteil­
zeit erklären, ob er mit Erreichen der gesetzlichen 
Altersgrenze in den Ruhestand treten wird oder ob 
er einen Antrag nach Art. 56 Abs. 5 Satz 1 Nm. 1 
und 2 stellen will. 5Soweit bei der Festsetzung der 
wöchentlichen Unterrichtsverpflichtung von Leh­
rern an öffentlichen Schulen Rundungen vorzu­
nehmen sind, um eine in vollen Stunden bemessene 
Unterrichtsverpflichtung zu erreichen, sollen die 
entstandenen Rundungsdifferenzen im Lauf des 
Bewilligungszeitraums durch eine entsprechende 
Reduzierung oder Erhöhung der wöchentlichen 
Unterrichtsverpflichtung ausgeglichen werden. 

(3) lAls Altersgrenze nach Absatz 1 Satz 1 gilt 

1. in der Zeit vom 1. August 1999 bis 31. Juli 2000 
das vollendete 60. Lebensjahr, für Schwerbe­
hinderte im Sinn des § 1 des Schwerbehinder­
tengesetzes das vollendete 58 . Lebensjahr, 

2. inder Zeit vom 1. August 2000 bis 31. Juli 2001 
das vollendete 59. Lebensjahr, für Schwerbe­
hinderte im Sinn des § 1 des Schwerbehinder­
tengesetzes das vollendete 57 . Lebensjahr, 

3. in der Zeit vom 1. August 2001 bis 31. Juli 2002 
das vollendete 58. Lebensjahr, für Schwerbe­
hinderte im Sinn des § 1 des Schwerbehinder­
tengesetzes das vollendete 56. Lebensjahr, 
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4. in der Zeit vom 1. August 2002 bis 31. Juli 2003 
das vollendete 56. Lebensjahr, für Schwerbe­
hinderte im Sinn des § 1 des Schwerbehinder­
tengesetzes das vollendete 55. Lebensjahr, und 

5. ab 1. August 2003 das vollendete 55. Lebens-
jahr. 

2Für Lehrer an öffentlichen Schulen, die das nach 
Satz 1 maßgebliche Lebensjahr in der ersten Hälfte 
eines Schuljahres vollenden, gilt als Altersgrenze 
der Beginn dieses Schuljahres, für die übrigen der 
Beginn des folgenden Schuljahres. 

(4) Bei einer Reduzierung der Arbeitszeit auf 
weniger als die Hälfte der regelmäßigen Arbeits­
zeit besteht ein Anspruch auf Leistungen der 
Krankheitsfürsorge in entsprechender Anwen­
dung der Beihilferegelungen für Beamte mit 
Dienstbezügen. " 

23. Der bisherige Art. 80d wird Art. 80e und wie folgt 
geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) IDie Entscheidungen nach Art . 80a bis 
80d trifft die oberste Dienstbehörde; sie kann 
ihre Befugnisse durch Rechtsverordnung auf 
andere Behörden übertragen. 2Für Beamte, für 
deren Ernennung nach Art. 13 Abs. 1 Satz 1 die 
Staatsregierung zuständig ist, trifft die Ent­
scheidung nach Art. 80d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 die 
Staatsregierung. " 

b) In Absatz 2 werden die Worte "Art. 80a bis 
80c" ersetzt durch die Worte "Art. 80a bis 
80d". 

24 . In Art. 86bAbs. 2 wird die Jahreszahl ,,1999" durch 
die Jahreszahl ,,2000" ersetzt. 

25. Art. 97 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Die Entscheidung trifft die oberste Dienst­
behörde, bei Beamten des Staates die Pensions­
behörde (Art. 119 Abs. 1)." 

26. In Art. 106 Abs. 2 Satz 1 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz ange­
fügt: 

" erneute Berufung ist zulässig." 

27. Art. 107 wird aufgehoben. 

28. Dem Art. 125 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für den 
Landesbeauftragten für den Datenschutz und die 
Beamten der Geschäftsstelle; Art. 29 Bayerisches 
Datenschutzgesetz bleibt unberührt." 

29. Art. 134 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

,,2Kann eine Funktion im Sinn von Absatz 1 
Satz 1 Halbsatz 2 nicht zugewiesen werden, 
gilt Art. 56a entsprechend." 

b) Die bisherigen Sätze 2, 3 und 4 werden Sätze 3, 
4und5. 

30. Art. 145 erhält folgende Fassung: 

"Art. 145 
Nebentätigkeitsrechtliche Übergangsregelung 

Nebentätigkeitsgenehmigungen, die vor dem 
1. August 1999 ohne Befristung erteilt worden 
sind, erlöschen spätestens nach Ablauf von fünf 
Jahren nach ihrer Erteilung, frühestens aber mit 
Ablauf des 31. Juli 2000." 

31. Die Art. 146,148,149,151,153,154 und 156 wer­
den aufgehoben. 

§2 

Art. 29 des Gesetzes über kommunale Wahlbeamte 
(BayRS 2022-1-1), zuletzt geändert durch § 6 des Ge­
setzes vom 24 . Juli 1998 (GVBI S. 424), wird aufge­
hoben. 

§3 

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Hoch­
schullehrer sowie des weiteren wissenschaftlichen und 
künstlerischen Personals an den Hochschulen (Bayeri­
sches Hochschullehrergesetz - BayHSchLG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. Januar 1995 
(GVBI S. 44, BayRS 2030-1-2-WFK), zuletzt geändert 
durch § 1 des Gesetzes vom 24. Juli 1998 (GVBI S . 443), 
wird wie folgt geändert: 

1. Dem Art. 1 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) lArt. 2 bis 27 und 34 bis 37 gelten für das 
beamtete wissenschaftliche und künstlerische 
Personal staatlich anerkannter nichtstaatlicher 
Hochschulen, deren Träger Diensthermfähigkeit 
gemäß Art. 3 des Bayerischen Beamtengesetzes 
(BayBG) besitzt, mit folgenden Maßgaben entspre­
chend: 

1. Die in Art. 2 Abs. 1 und Abs. 2 Nm. 3 und 4 ge­
nannten Personen stehen im Dienst des Trä­
gers der nichtstaatlichen Hochschule. 

2. Soweit auf Grund der Verschiedenheit des 
Dienstherrn die entsprechende Anwendung 
der Bestimmungen dieses Gesetzes, insbeson­
dere über den Dienstvorgesetzten der Profes­
soren, über die oberste Dienstbehörde, über 
die Zulassung von Ausnahmen von der Alters­
grenze und über sonstige Zuständigkeiten, 
ausscheidet, trifft der Träger die erforderli­
chen abweichenden Regelungen durch Sat­
zung. 

3. Die Beschäftigung von beamtetem wissen­
schaftlichem und künstlerischem Personal 
setzt das In-Kraft-Treten der erforderlichen 
abweichenden Regelungen nach Nummer 2 
voraus . 

2Die Satzung bedarf des Einvernehmens des 
Staatsministeriums und des Staatsministeriums 
der Finanzen. " 

2. In Art. 12 Abs. 1 Satzö werden die Worte "Art. 80a 
bis Art. 80d BayBG" ersetzt durch die Worte 
"Art. 80a bis 80e BayBG". 
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§ 4 301-1-J 

In Art. 36 Abs. 1 Satz 2 der Bayerischen Diszipli­
narordnung (BayDO) in der Fassung der Bekannt­
machung vom 15. März 1985 (GVBl S . 31, BayRS 
2031-1-1-F), zuletzt geändert durch § 7 des Gesetzes 
vom 23 . Juli 1994 (GVBl S . 611), werden die Worte 
"unmittelbarnachgeordnete" durch das Wort "andere" 
ersetzt. 

§5 

In Art. 81 Abs. 3 Satz 2 Nr. 5 des BayerischenHoch­
schulgesetzes (BayHSchG) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 2. Oktober 1998 (GVBl S. 740, 
BayRS 2210-1-I-WFK) werden die Worte "mit über­
durchschnittlichem Erfolg abgelegten" gestrichen. 

§6 

lDieses Gesetz tritt am 1. August 1999 in Kraft. 
2Abweichenddavon treten § 1 Nm. 4,10 und 12 Buchst. a 
mit Wirkung vom 1. März 1998, § 1 Nr. 28 mit Wirkung 
vom 1. Oktober 1998 und § 1 Nm. 16 und 23 Buchst. a 
mit Wirkung vom 15. Juli 1999 in Kraft. 

München, den 22 . Juli 1999 

Der Bayerischen Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b e r 

Gesetz 
. zur Änderung des 

Bayerischen Richtergesetzes 

Vom 22 . Juli 1999 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekannt gemacht wird: 

§1 

Das Bayerische Richtergesetz (BayRS 301-1-J), 
zuletzt geändert durch § 5 des Gesetzes vom 20. Febru­
ar 1998 (GVBl S. 52), wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Art. 8c eingefügt: 
"Art. 8c Altersdienstermäßigung" . 

b) Der bisherige Art. 8c wird Art. 8d. 

c) Es wird folgender Art. 78a eingefügt: 
"Art. 78a Begrenzte Dienstfähigkeit". 

d) Die Worte "Art. 82b" werden durch die Worte 
"Art. 82b (aufgehoben)" ersetzt. 

2. Art. 6 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,1 Beurteilt werden fachliche Leistung, Eignung 
und Befähigung der Richter. " 
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3. Dem Art. 8a werden folgende Absätze 4 bis 6 ange­
fügt : 

,,(4) lWenn zwingende dienstliche Gründe nicht 
entgegenstehen, ist auf Antrag des Richters die 
Ermäßigung des regelmäßigen Dienstes nach Ab­
satz 1 in der Weise zu bewilligen, dass nach einer 
im Voraus festgelegten Abfolge auf die Phase einer 
vollen dienstlichen Inanspruchnahme Phasen 
einer vollständigen oder teil weisen Freistellung 
vom regelmäßigen Dienst folgen . 2Der gesamte Be­
willigungszeitraum darf zwei Jahre nicht unter­
schreiten und sieben Jahre nicht überschreiten. 

(5) lTreten während des Bewilligungszeitraums 
einer Ermäßigung des Dienstes nach Absatz 4 Um­
stände ein, welche die vorgesehene Abwicklung 
der Freistellung vom Dienst unmöglich machen, ist 
ein Widerruf abweichend von Art. 49 des Bayeri­
schen Verwaltungsverfahrensgesetzes auch mit 
Wirkung für die Vergangenhei t in folgenden Fällen 
zulässig: 

1. bei Beendigung des Richterverhältnisses, 

2. beim Dienstherrnwechsel, 

3. bei Gewährung von Urlaub nach Art. 8b Abs. 1 
Nr. 2 oder 

4. in besonderen Härtefällen, wenn dem Richter 
die Fortsetzung der Ermäßigung des Dienstes 
nicht mehr zuzumuten ist. 

2Der Widerruf darf nur mit Wirkung für den ge­
samten Bewilligungszei traum und nur in dem U m­
fang erfolgen, der dem tatsächlich geleisteten 
Dienst entspricht. 

(6) lWird langfristig Urlaub nach einer anderen 
Vorschrift als Art. 8b Abs. 1 Nr. 2 bewilligt, so ver­
längert sich der Bewilligungszeitraum um die 
Dauer der Beurlaubung. 2In diesem Fall ist auf An­
trag des Richters die Bewilligung der Ermäßigung 
des Dienstes zu widerrufen." 

4. Dem Art . 8b wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) lBis zum 31. Dezember 2004 ist einem Rich­
ter Urlaub nach Absatz 1 Nr. 2 bereits nach Vollen­
dung des 50 . Lebensjahres zu bewilligen. 2 Absatz 3 
Satz 1 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die 
Dauer des Urlaubs 15 Jahre nicht übersteigen 
darf." 

5. Es wird folgender neuer Art. 8c eingefügt: 

"Art.8c 
Al tersdienstermäßigung 

(1) Einem Richter auf Lebenszeit, der das in Ab­
satz 4 festgelegte Lebensalter vollendet hat, ist auf 
Antrag, der sich auf die Zeit bis zum Beginn des 
Ruhestands erstrecken muss, der Dienst in der 
Weise zu ermäßigen, dass 

1. während des gesamten Bewilligungszeitraums 
der Dienst im Umfang der Hälfte des regelmäßi­
gen Dienstes zu leisten ist 

oder 

2. der vollen dienstlichen Inanspruchnahme wäh­
rend der ersten Hälfte des Bewilligungszeit­
raums eine vollständige Freistellung vom 

Dienst in der zweiten Hälfte des Bewilligungszeit­
raums folgt (Blockmodell) . 

(2) lEinem Antrag nach Absatz 1 darf nur ent­
sprochen werden, wenn 

1. das Aufgabengebiet des richterlichen Amts eine 
Ermäßigung des Dienstes zuläßt, 

2. der Richter in den letzten fünf Jahren vor Be­
ginn der Ermäßigung des Dienstes insgesamt 
mindestens drei Jahre vollen Dienst geleistet 
hat, 

3. die Ermäßigung des Dienstes vor dem 1. August 
2004 beginnt und . 

4. zwingende dienstliche Gründe nicht entgegen-
stehen. 

2Bei Satz 1 Nr. 2 bleiben geringfügige Ermäßigun­
gen des Dienstes außer Betracht. 3Der gesamte 
Bewilligungszeitraum darf ein Jahr nicht unter­
schreiten. 

(3) lArt. 8a Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, Sätze 2 bis 4 und 
Abs. 5 gelten entsprechend. 2Die Bewilligung von 
Altersdienstermäßigung ist auch dann entspre­
chend Art. 8a Abs. 5 zu widerrufen, wenn die vor­
gesehene Abwicklung durch die Gewährung von 
Urlaub nach Art. 8 Abs. 1 Nr. 2 unmöglich wird. 
3Bei Bewilligung von Altersdienstermäßigung im 
Blockmodell muss der Richter bereits bei Antritt 
der Altersdienstermäßigung erklären, ob er mit 
Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze in deri 
Ruhestand treten wird oder ob er einen Antrag 
nach Art. 7 Abs. 3 stellen will. 

(4) Als Altersgrenze nach Absatz 1 gilt 

1. in der Zeit vom 1. August 1999 bis 31. Juli 2000 
das vollendete 60. Lebensjahr, für Schwerbe­
hinderte im Sinn des § 1 des Schwerbehinder­
tengesetzes das vollendete 58 . Lebensjahr, 

2. in der Zeit vom 1. August 2000 bis 31. Juli 2001 
das vollendete 59. Lebensjahr, für Schwerbe­
hinderte im Sinn des § 1 des Schwerbehinder­
tengesetzes das vollendete 57. Lebensjahr, 

3. in der Zeit vom 1. August 2001 bis 31. Juli 2002 
das vollendete 58. Lebensjahr, für Schwerbe­
hinderte im Sinn des § 1 des Schwerbehinder­
tengesetzes das vollendete 56. Lebensjahr, 

4. in der Zeit vom 1. August 2002 bis 31. Juli 2003 
das vollendete 56. Lebensjahr, für Schwerbe­
hinderte im Sinn des § 1 des Schwerbehinder­
tengesetzes das vollendete 55. Lebensjahr, und 

5. ab 1. August 2003 das vollendete 55 . Lebens­
jahr." 

6. Der bisherige Art. 8c wird Art. 8d und wie folgt 
geändert: 

In den Absätzen 1 und 2 werden jeweils die Worte 
."Art. 8 bis 8b" durch die Worte "Art. 8 bis 8c" er­
setzt. 

7. Dem Art. 15 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) Für Richter und Staatsanwälte, für deren 
Ernennung nach Absatz 1 Satz 1 die Staatsregie­
rung zuständig ist, trifft die Entscheidung nach 
Art. 8c Abs. 1 Nr. 2 dieses Gesetzes und Art. 80d 
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Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des Bayerischen Beamtenge­
setzes die Staatsregierung." 

8. Art. 57 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 Buchst. d erhält folgende Fassung: 

"d) Versetzung in den Ruhestand wegen Dienst­
unfähigkeit oder über die Herabsetzung des 
Dienstes wegen begrenzter Dienstfähigkeit 
(§ 34 des Deutschen Richtergesetzes) , " 

b) Nummer 4 Buchst. g erhält folgende Fassung: 

"g) einer Verfügung über Ermäßigung des 
Dienstes oder Urlaub (Art. 8 bis 8c)." 

9. Art. 66 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Sie werden auf die Da uer von fünf Jahren vom 
Generalstaatsanwalt bei dem Oberlandesge­
richt für das jeweilige Dienstgericht und vom 
Generalstaatsanwalt bei dem Obersten Landes­
gericht für den Dienstgerichtshof berufen. " 

b) Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,, 2Diese w erden vom Generalstaatsanwalt bei 
dem Oberlandesgericht und vom Generalstaats­
anwalt bei dem Obersten Landesgericht im Ein­
vernehmen mit dem Generallandesanwalt be­
rufen." 

10. Es wird folgender Art. 78a eingefügt : 

"Art. 78a 
Begren zte Dienstfähigkeit 

(1) Von der Versetzung eines Richters auf Le­
benszeit in den Ruhestand wegen Dienstunfähig­
keit ist abzusehen, wenn 

1. der Richter das 50. Lebensjahr vollendet hat, 

2. er seine Dienstpflichten noch mindestens im 
Umfang der Hälfte des regelmäßigen Dienstes 
erfüllen kann (begrenzte Dienstfähigkeit) , 

3. das Aufgabengebiet des richterlichen Amts eine 
Herabsetzung des Dienstes zulässt und 

4. zwingende dienstliche Gründe nicht entgegen­
stehen. 

(2) 1 Der Dienst des Richters ist entsprechend der 
begrenzten Dienstfähigkeit herabzusetzen. 2Än­
dert sich der Umfang der begrenzten Dienstfähig­
keit , ist die Herabsetzung des Dienstes entspre­
chend zu ändern. 

(3) Art. 78 gilt entsprechend. 

(4) Von der Möglichkeit nach Absatz 1 darf nur 
bis zum 31. Dezember 2004 Gebrauch gemacht 
werden." 

11. Art. 82b wird aufgehoben. 

§2 

IDieses Gesetz tritt am 1. August 1999 in Kraft. 
2Abweichend davon tritt § 1 Nr. 6 mit Wirkung vom 
15. Juli 1999 in Kraft. 

München, d en 22. Juli 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b er 
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